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Nachruf 

Am 19.09.2014 verstarb 
 

Herr Engelbert Lottner  
 

Wir trauern um einen ehemaligen Mitarbeiter, der von 1966 bis 1987 als Straßenwärter beim 
Landkreis Amberg-Sulzbach tätig war. 
Unsere besondere Anteilnahme gilt seinen Angehörigen. 
Wir danken Herrn Lottner für die geleisteten Dienste und werden ihm stets ein ehrendes Gedenken 
bewahren. 
 

Landkreis Amberg-Sulzbach 
Richard Reisinger, Landrat 

 
 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Bau- und Planungsausschusssitzung 
 
Am Montag, 06.10.2014, 15:00 Uhr, findet im Landratsamt Amberg-Sulzbach, König-Ruprecht-
Saal, 92224 Amberg, eine nichtöffentliche Bau- und Planungsausschusssitzung statt. 
 
Z 1/22.09.2014 
 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Vollzug des Tierseuchengesetzes (TierSG) i. V .m. der Bienenseuchen-Verordnung; 
Anordnung eines Sperrbezirks und von Schutzmaßnahmen zum Schutz gegen die Verbrei-
tung der Amerikanischen Faulbrut 
 
Das Landratsamt Amberg-Sulzbach erlässt folgende  
 

Allgemeinverfügung 
 

1. Das in der beiliegenden Karte eingezeichnete Gebiet im Landkreis Amberg-Sulzbach, um ei-
nen Bienenstand in Freihung, wird gem. § 10 Abs. 1 der Bienenseuchenverordnung in der der-
zeit gültigen Fassung zum Sperrbezirk erklärt.  
Die genauen Grenzen des Sperrbezirks sind in der Karte festgelegt, diese Karte ist Bestandteil 
der Anordnung. 

 
2. Für den Sperrbezirk gelten folgende Schutzmaßnahmen: 
 
2.1 Alle Bienenvölker und Bienenstände im Sperrbezirk sind unverzüglich auf Amerikanische Faul-

brut amtstierärztlich zu untersuchen, diese Untersuchung ist frühestens zwei, spätestens neun 
Monate nach der Tötung oder Behandlung der an der Seuche erkrankten Bienenvölker des 
verseuchten Bienenstandes zu wiederholen. 

 
2.2 Bewegliche Bienenstände dürfen von ihrem Standort nicht entfernt werden.  
 
2.3 Bienenvölker, lebende oder tote Bienen, Waben, Wabenteile, Wabenabfälle, Wachs, Honig, 

Futtervorräte, Bienenwohnungen und benutzte Gerätschaften dürfen nicht aus den Bienen-
ständen entfernt werden. 
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2.4 Dies gilt nicht für Wachs, Waben, Wabenteile und Wabenabfälle, wenn sie unter der Kenn-

zeichnung “Seuchenwachs” an wachsverarbeitende Betriebe abgegeben werden, welche über 
eine erforderliche Einrichtung zur Entseuchung des Wachses verfügen, ebenso wenig für Ho-
nig, der nicht zur Verfütterung an Bienen bestimmt ist. 

 
2.5 Bienenvölker oder Bienen dürfen nicht in den Sperrbezirk verbracht werden. 
 
3. Die zuständige Behörde - das Landratsamt Amberg-Sulzbach - kann für Bienenvölker, Bie-

nenwohnungen und Gerätschaften sowie Futtervorräte Ausnahmen von Ziffer 2 zulassen, 
wenn die Verschleppung der Seuche nicht zu befürchten ist. 

 
4. Diese Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des Land-

kreises Amberg-Sulzbach als bekannt gegeben. 
 

Gründe: 
 

1.  Sachverhalt: 
Nach der Stellungnahme des Veterinäramtes Amberg-Sulzbach vom 15.09.2014 wurde bei  
8 von 11 Bienenvölkern in einem Bienenstand in Freihung, der Ausbruch der Amerikanischen 
Faulbrut amtlich festgestellt. 
 
2.  Rechtliche Würdigung: 
 
2.1  Das Landratsamt Amberg-Sulzbach ist gem. Art. 1 Abs. 1 des Gesetzes über den Vollzug 

des Tierseuchenrechts i.V.m. § 1 Abs. 1 der Verordnung zum Vollzug des Tierseuchenrechts 
vom 23.02.2012 sachlich und gem. Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz 
örtlich zuständig. 

 
2.2  Die Allgemeinverfügung stützt sich auf die §§ 18, 19, 20 und 29 Tierseuchengesetz i.V.m. §§ 

10, 11 der Bienenseuchenverordnung. Bei der Amerikanischen Faulbrut der Bienen, deren 
Ausbruch in einem Betrieb in Weigendorf, Breitenthaler Weg, amtstierärztlich festgestellt 
wurde, handelt es sich um eine anzeigepflichtige Seuche im Sinne des § 9 Tierseuchenge-
setz. Er unterliegt den Schutzbestimmungen der Bienenseuchenverordnung. Die angeordne-
ten Schutzmaßnahmen sind notwendig, um eine Verbreitung der Amerikanischen Faulbrut 
der Bienen zu verhindern. 

 
2.3  Für diese Anordnung werden gemäß Art. 7 des Gesetzes über den Vollzug des Tierseuchen-

rechts keine Kosten erhoben. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage bei dem Bayer. 
Verwaltungsgericht in 93047 Regensburg, Haidplatz 1, schriftlich oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen 
Beteiligten beigefügt werden. 
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

- Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichts-
ordnung vom 22.06.2007 (GVBl S. 390) wurde das Widerspruchsverfahren im Rechtsbe-
reich dieses Bescheides abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid 
Widerspruch einzulegen. 

- Die Klageerhebung in elektronischer Form (z.B. durch E-Mail) ist unzulässig. 
- Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Verwaltungsgericht seit 01.07.2004 

grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 
 
Hinweis: 
Eine Anfechtung dieses Bescheides hat keine aufschiebende Wirkung (§ 80 Nr. 1 Tierseuchenge-
setz). 
 
Amberg, 16.09.2014 
gez. 
Richard Reisinger 
Landrat 
 

AFB Ausbruch, 92271 Freihung 

 

 

 



224 
 
 
Bekanntmachung der Zweckvereinbarung zwischen der Gemeinde Ursensollen und der 
Stadt Pressath über die kommunale Verkehrsüberwachung im Gebiet der Stadt Pressath 
vom 03.09.2014 
 
Das Landratsamt Amberg-Sulzbach gibt gemäß Art. 13 Abs. 1 Satz 1 KommZG nachstehende, 
zwischen der Gemeinde Ursensollen und der Stadt Pressath abgeschlossene Zweckvereinbarung 
vom 03.09.2014 über die kommunale Verkehrsüberwachung im Gebiet der Stadt Pressath amtlich 
bekannt. 
 
Diese Zweckvereinbarung wurde mit Schreiben des Landratsamtes Amberg-Sulzbach vom 
18.09.2014, Az. 21, gemäß Art. 12 Abs. 2 Satz 1  i.V. mit Art. 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 KommZG, 
aufsichtlich genehmigt. 
 
Amberg, 18.09.2014 
Landratsamt Amberg-Sulzbach 
 
Dr. Norbert Vogl 
Regierungsrat 
 

Zweckvereinbarung 
zwischen der 

Gemeinde Ursensollen 
vertreten durch den 1. Bürgermeister 

Franz Mädler 
und der 

Stadt Pressath  
vertreten durch den 1. Bürgermeister 

Werner Walberer 
 
 

Gemäß Art. 2 Abs. 1 und Art. 7 ff. des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) 
schließen die Gemeinde Ursensollen und die Stadt Pressath folgende Zweckvereinbarung: 
 

§ 1 Aufgabe 
 

(1)  Die Gemeinde Ursensollen und die Stadt Pressath sind aufgrund von § 2 Abs. 4 der Verord-
nung über Zuständigkeiten im Ordnungswidrigkeitenrecht (ZuVOWiG) für die Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten nach § 24 des Straßenverkehrsgesetzes (StVG), die im ruhenden Ver-
kehr festgestellt werden und die Verstöße gegen die Vorschriften über die zulässige Ge-
schwindigkeit von Fahrzeugen betreffen, in gleicher Weise zuständig, wie die Dienststellen der 
Bayer. Landespolizei. Die Gemeinden führen die Überwachung des ruhenden Verkehrs und 
die Geschwindigkeitsüberwachung im übertragenen Wirkungskreis nach Maßgabe der für die 
polizeiliche Geschwindigkeitsüberwachung geltenden Vorschriften durch. 

(2)  Umfang und Zeitraum der ruhenden Überwachung und der Geschwindigkeitsüberwachung 
durch die Gemeinden bestimmen sich nach den Vereinbarungen dieser Gemeinden mit den 
zuständigen Polizeibehörden. 

 
§ 2 Dienststelle 

 
Die gemeinsame Dienststelle zur Durchführung der Kommunalen Überwachung des ruhenden 
Verkehrs und der Geschwindigkeitsüberwachung führt die Bezeichnung „Verkehrsüberwachung 
Oberpfalz Mitte“ und wird in Räumen der Gemeinde Ursensollen eingerichtet und durch die Ge-
meinde Ursensollen vertreten. 
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§ 3 Aufgaben der Dienststelle 
 

(1)  Aufgabe der Kommunalen Verkehrsüberwachungs-Dienstelle ist 
a) die Koordination und die Durchführung der Überwachung des ruhenden Verkehrs  
    (Außendienst) in den beteiligten Gemeinden nach deren Vorgaben und die Verfolgung  
    und Ahndung der festgestellten Verstöße (Innendienst), 
b) die Koordination und Durchführung der Messungen (Außendienst) in den beteiligten  
    Gemeinden nach deren Vorgaben und die Verfolgung und Ahndung der festgestellten  
    Geschwindigkeitsverstöße (Innendienst). 

(2)  Für die Durchführung der ruhenden Verkehrsüberwachung und der Geschwindigkeitsüberwa-
chung sind im Rahmen des rechtlich Möglichen die Technik und das Personal eines speziali-
sierten Überlassungsunternehmens in Anspruch zu nehmen. 

(3)  Die verkehrsrechtliche Anordnung über Zeit und Ort der Messungen (Einsatzpläne) wird von 
den einzelnen Gemeinden in eigener Zuständigkeit erlassen. Die Koordination erfolgt durch 
die Dienststelle. Die Dienstaufsicht des Messpersonals erfolgt durch die jeweilige Gemeinde 
vor Ort. Die Dienstaufsicht des Innendienstpersonals wird von der Gemeinde Ursensollen 
ausgeübt. 

(4)  Soweit der Einsatz kommunaler Bediensteter erforderlich ist, erfolgt die Überprüfung dieser 
durch das eigene Personal der jeweils betroffenen Gemeinde. 

(5)  Die Gemeinde Ursensollen übernimmt für die Stadt Pressath die Entwicklung der bei der Ge-
schwindigkeitsüberwachung gefertigten Messfilme, die Auswertung der Daten und die Auflis-
tung der Datenträger, die Archivierung der Messfilme und der Datenträger sowie deren Ver-
nichtung nach Ablauf der gesetzlich vorgeschriebenen Aufbewahrungsfrist. 

(6)  Der Datenaustausch mit dem Kraftfahrtbundesamt (KBA) in Flensburg zur Ermittlung der Hal-
terdaten und zur Anfrage an das Verkehrszentralregister (VZR) kann direkt durch die Gemein-
de Ursensollen erfolgen. 

(7)  Die Übertragung weiterer Tätigkeiten kann nur im Einvernehmen der beteiligten Gemeinden 
erfolgen. 

 

§ 4 Übertragung hoheitlicher Befugnisse 
 

Soweit eine Aufgabenübertragung auf die Gemeinde Ursensollen erfolgt, überträgt die Stadt Pres-
sath auch alle für die Durchführung der Aufgaben notwendigen Befugnisse, mit Ausnahme der 
hoheitlichen Befugnisse zur Durchführung von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen nach der letzten 
Mahnung. 
 

§§ 5 bis 11 * 
 

§ 12 Genehmigung, Wirksamwerden, Änderungen 
 

(1)  Die Zweckvereinbarung bedarf gemäß Art. 12. Abs. 2 Satz 1 KommZG der Genehmigung des 
Landratsamtes Amberg-Sulzbach als Rechtsaufsichtsbehörde. 

(2)  Das Wirksamwerden dieser Zweckvereinbarung bestimmt sich nach Art. 13 Abs. 1 Satz 2 
KommZG. 

(3)  Änderungen dieser Zweckvereinbarung bedürfen der Schriftform. 
 

Pressath, 03.09.2014 
Stadt Pressath  

Werner Walberer 
1. Bürgermeister 

 

Ursensollen, 03.09.2014 
Gemeinde Ursensollen 

Franz Mädler 
1. Bürgermeister 

 

* §§ 5 bis 11 regeln das Verhältnis der beteiligten Kommunen untereinander, ohne dass Rechte 
oder Pflichten Dritter berührt werden. Von der amtlichen Bekanntmachung wurde abgesehen  
(Art. 13 Abs. 2 KommZG). 

Dr. Norbert Vogl 
Regierungsrat 
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Haushaltssatzung des Zweckverbands zur Wasserversorgung der Schmidtstadt-Gruppe 
(Landkreis Amberg-Sulzbach) für das Haushaltsjahr 2014 
 
Aufgrund der Verbandssatzung und § 41 des Gesetzes über Kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) sowie der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt der Zweckverband zur Was-
serversorgung der Schmidtstadt-Gruppe folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 
im Verwaltungshaushalt  in den Einnahmen und Ausgaben mit 

354.550 € 
und 
im Vermögenshaushalt  in den Einnahmen und Ausgaben mit 

 260.200 € 
ab. 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen  für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen  im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

 
§ 4 

 
 
(1) Eine Betriebskostenumlage  wird nicht erhoben. 
 
(2) Eine Investitionsumlage  wird nicht erhoben. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite  zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan wird auf  100.000 € festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

§ 7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1.Januar 2014 in Kraft. 
 
Neukirchen, den 10.09.2014 
gez. 
Winfried Franz 
1. Vorsitzender 
 
Das Landratsamt Amberg-Sulzbach hat als Rechtsaufsichtsbehörde mit Schreiben vom 
29.08.2014 ihre Stellungnahme abgegeben.  
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Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen wird in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft 
Neukirchen b. Sulzbach-Rosenberg, Am Rathaus 1, 92259 Neukirchen, Zimmer Nr. 26, niederge-
legt und zur Einsicht während des ganzen Jahres innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden 
bereitgelegt (§ 4 Abs. 2 Bekanntmachungsverordnung). Dort wird auch der Haushaltsplan gemäß 
Art. 65 Abs. 3 GO vom Tage der Bekanntmachung im Kreisamtsblatt eine Woche lang öffentlich 
zur Einsicht aufgelegt. 
 
Neukirchen, 16.09.2014 
gez. 
Franz 
1. Vorsitzender 
 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Haushaltssatzung der Verwaltungsgemeinschaft Neukirchen b. Sulzbach-Rosenberg  
(Landkreis Amberg-Sulzbach) für das Haushaltsjahr 2014 
 
Aufgrund der Art. 8 Abs.2, Art. 10 Abs.2 VGemO, §§ 41,42 KommZG sowie der Art. 63 ff. der Ge-
meindeordnung(GO) erlässt die Verwaltungsgemeinschaft folgende Haushaltssatzung: 

 
§ 1 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 
im Verwaltungshaushalt  in den Einnahmen und Ausgaben mit 

 988.300,00 € 
und 
 
im Vermögenshaushalt  in den Einnahmen und Ausgaben mit 

  
       100.600,00 € 

ab. 
§ 2 

 
Kreditaufnahmen  für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht  vorgesehen. 

 
§ 3 

 
Verpflichtungsermächtigungen  im Vermögenshaushalt werden nicht  festgesetzt. 

 
§ 4 

 
(1) Verwaltungsumlage  

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanzbedarf (Umlagesoll) zur Finanzie-
rung von Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2014 auf  
681.650 € festgesetzt und nach dem Verhältnis der Einwohnerzahl der Mitgliedsgemein-
den bemessen. 

2. Für die Berechnung der Verwaltungsumlage wird die maßgebende Einwohnerzahl nach 
dem Stand vom 30.06.2013 auf  5.178 Einwohner  fest gesetzt. 

3. Die Verwaltungsumlage wird je Einwohner auf 131,64 € fest gesetzt. 
 

(2) Investitionsumlage  
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanzbedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung 

von Ausgaben im Vermögenshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2014 auf 58.350 € festge-
setzt und nach dem Verhältnis der Einwohnerzahl der Mitgliedsgemeinden bemessen. 

2. Für die Berechnung der Investitionsumlage wird die maßgebende Einwohnerzahl nach 
dem Stand vom 30.06.2013 auf 5.178 Einwohner  fest gesetzt 

3. Die Investitionsumlage wird je Einwohner auf 11,27 € fest gesetzt. 
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§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite  zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan wird auf 75.000,00 € festgesetzt. 

 
§ 6 

 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

 
§ 7 

 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2014 in Kraft. 
 
Neukirchen, den 11.09.2014 
gez. 
Winfried Franz 
Gemeinschaftsvorsitzender 
 
Das Landratsamt Amberg-Sulzbach hat als Rechtsaufsichtsbehörde mit Schreiben vom 
26.08.2014 ihre Stellungnahme abgegeben.  
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen wird in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft 
Neukirchen b. Sulzbach-Rosenberg, Am Rathaus 1, 92259 Neukirchen, Zimmer Nr. 26, niederge-
legt und zur Einsicht während des ganzen Jahres innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden 
bereitgelegt (§ 4 Abs. 2 Bekanntmachungsverordnung). Dort wird auch der Haushaltsplan gemäß 
Art. 65 Abs. 3 GO vom Tage der Bekanntmachung im Kreisamtsblatt eine Woche lang öffentlich 
zur Einsicht aufgelegt. 
 
Neukirchen, 16.09.2014 
gez. 
Franz 
1. Vorsitzender 
 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Haushaltssatzung des Schulverbandes Neukirchen-Etzelwang (Landkreis Amberg-Sulzbach) 
für das Haushaltsjahr 2014 
 
Aufgrund der Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes - BaySchFG -, Art. 40 KommZG 
sowie der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt der Schulverband Neukirchen–Etzelwang 
folgende Haushaltssatzung: 

 
§ 1 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 
im Verwaltungshaushalt  in den Einnahmen und Ausgaben mit  
  389.950 €  
und 
 
im Vermögenshaushalt  in den Einnahmen und Ausgaben mit 
   197.300 €  
ab. 

 
§ 2 

 
Kreditaufnahmen  für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind in Höhe von  
140.000 EUR vorgesehen. 
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§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen  im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 

(1) Verwaltungsumlage  
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanzbedarf (Umlagesoll) zur Finanzie-

rung von Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2014 auf 
180.500 € festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des 
Schulverbandes umgelegt (Umlagesoll). 

2. Für die Berechnung der Verwaltungsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach 
dem Stand vom 01.10.2013 auf 103 Schüler  festgesetzt. 

3. Die Verwaltungsumlage wird je Schüler auf 1.752,43 € festgesetzt. 
 

(2) Investitionsumlage  
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanzbedarf (Umlagesoll) zur Finanzie-

rung von Ausgaben im Vermögenshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2014 auf 36.550 € 
festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes 
umgelegt (Investitionsumlage). 

2. Für die Berechnung der Investitionsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem 
Stand vom 01.10.2013 auf 103 Schüler  festgesetzt. 

3. Die Investitionsumlage wird je Schüler auf 354,85 € festgesetzt. 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite  zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan wird auf 100.000 € festgesetzt. 

 
§ 6 

 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

 
§ 7 

 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2014 in Kraft. 
 
Neukirchen, den 10.09.2014 
gez. 
Winfried Franz 
1.Vorsitzender 
 
Das Landratsamt Amberg-Sulzbach hat als Rechtsaufsichtsbehörde mit Schreiben vom 
25.08.2014 die rechtsaufsichtliche Genehmigung erteilt.  
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen wird in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft 
Neukirchen b. Sulzbach-Rosenberg, Am Rathaus 1, 92259 Neukirchen, Zimmer Nr. 26, niederge-
legt und zur Einsicht während des ganzen Jahres innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden 
bereitgelegt (§ 4 Abs. 2 Bekanntmachungsverordnung). Dort wird auch der Haushaltsplan gemäß 
Art. 65 Abs. 3 GO vom Tage der Bekanntmachung im Kreisamtsblatt eine Woche lang öffentlich 
zur Einsicht aufgelegt. 
 
Neukirchen, 16.09.2014 
gez. 
Franz 
1. Vorsitzender 
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Allgemeinverfügung 

Verlegung des zeitlichen Ausbringverbotes (Kernsperrfrist) auf Grünland   
 nach Düngeverordnung  

 
Das für die Oberpfalz zuständige Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Amberg setzt 
nach § 4 Abs. 5 der Düngeverordnung das Verbot der Ausbringung (Kernsperrfrist) von Düngemit-
teln mit einem wesentlichen Gehalt an verfügbarem Stickstoff (z. B. Gülle und Jauche), ausge-
nommen Festmist ohne Geflügelkot, in den 
  
Landkreisen Amberg-Sulzbach, Cham, Neumarkt, Neustadt/Waldnaab, Regensburg, Schwandorf, 

Tirschenreuth, sowie in den kreisfreien Städten Amberg, Regensburg und Weiden 
 

bei Grünland  auf die Zeit vom 1. Dezember 2014 bis 15. Februar 2015  fest. 
 

Die besonderen Verhältnisse im Grünland bezüglich der Verwertung von Nährstoffen aus flüssigen 
Wirtschaftsdüngern rechtfertigen eine Verlegung der Sperrfrist. Insbesondere auf den im Frühjahr 
meist frostgefährdeten oder schneereichen, feuchten oder hängigen Grünlandflächen in den ge-
nannten Gebieten wird durch die Verschiebung der Kernsperrfrist eine bessere Nährstoffausnut-
zung und bodenschonendere Gülleausbringung im Herbst ermöglicht. 
 
Auf Ackerland  gilt der in der Düngeverordnung festgelegte Zeitraum vom 1. November 2014 bis 
31. Januar 2015 . Während dieser Zeit dürfen nach § 4 Abs. 5 der Düngeverordnung ebenfalls 
keine Düngemittel mit einem wesentlichen Gehalt an verfügbarem Stickstoff (z. B. Gülle und Jau-
che), ausgenommen Festmist ohne Geflügelkot, aufgebracht werden. 
 
Unabhängig davon dürfen Düngemittel mit wesentlichen Gehalten an Stickstoff und Phosphat auch 
dann nicht ausgebracht werden, wenn der Boden überschwemmt, wassergesättigt, gefroren oder 
durchgängig höher als 5 cm mit Schnee bedeckt ist. 
Auch Festmist darf unter diesen Bedingungen nicht ausgebracht werden.  
 
Die Verschiebung der Kernsperrfrist gilt nicht für weitergehende Auflagen aus Wasserschutzge-
bietsverordnungen. 
 
Bei Verstößen gegen die Düngeverordnung wird ein Bußgeldverfahren eingeleitet und es sind 
Sanktionen im Rahmen von Cross Compliance zu erwarten. 
 
Amberg, 22.09.2014 
gez. 
Josef Rupprecht, LD 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Amberg 
Fachzentrum Agrarökologie 
 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Verordnung des Landratsamtes Amberg-Sulzbach über das Überschwemmungsgebiet an 
der Vils (Fluss-km 7,890 – Fluss-km 16,850) und an der Lauterach (Fluss-km 0,000 – Fluss-
km 30,910) auf dem Gemeindegebiet der Marktgemeinden Schmidmühlen, Hohenburg und 
Kastl vom 22.09.2014 
 
Az: 52-6451 
Anlagen:  
1 Übersichtskarte M 1: 20.000 (Plan-Nr. Ü 01- Schmidmühlen) 
1 Übersichtskarte M 1: 20.000 (Plan-Nr. Ü 01- Hohenburg) 
1 Übersichtskarte M 1: 20.000 (Plan-Nr. Ü 01- Kastl) 
14 Übersichtslagepläne M 1: 15.000 (Blatt 1- 12) 
7 Detailpläne M 1:2.500 (K02-K07 – Vils) 
16 Detailpläne M 1:2.500 (K02-K15 – Lauterach) 
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Das Landratsamt Amberg-Sulzbach erlässt auf Grund von § 76 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgeset-
zes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BGBl S. 2585) in Verbindung 
mit Art. 46 Abs. 3, Art. 63 und Art. 73 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) vom 25. Februar 
2010 (GVBl S. 66, ber. S. 130) folgende 
 

Verordnung 
 

§ 1 
 

Allgemeines, Zweck 
 

(1) In den Marktgemeinden Schmidmühlen, Hohenburg und Kastl wird das in § 2 näher be-
schriebene Überschwemmungsgebiet festgesetzt. Für dieses Gebiet werden die folgenden 
Regelungen erlassen.  

(2) Die Festsetzung dient der Darstellung einer konkreten, von Natur aus bestehenden Hoch-
wassergefahr in dem betroffenen Bereich. 

 
§ 2 

 
Umfang und Einteilung des Überschwemmungsgebietes 

 
(1) Die Grenzen des Überschwemmungsgebietes sind in den im Anhang  veröffentlichten 

Übersichtslageplänen (Anlage 1.1)  eingetragen. Für die genaue Grenzziehung sind die 
Detailkarten im Maßstab 1:2.500 maßgebend, die im Landratsamt Amberg-Sulzbach und in 
den Gemeindekanzleien Schmidmühlen, Hohenburg und Kastl niedergelegt sind; sie kön-
nen dort während der Dienststunden eingesehen werden. Die genaue Grenze verläuft auf 
der jeweils gekennzeichneten Grundstücksgrenze oder, wenn die Grenze ein Grundstück 
schneidet, auf der dem Gewässer näheren Kante der gekennzeichneten Linie. Gänzlich im 
Überschwemmungsgebiet liegende Gebäude sowie solchen gleichgestellte Gebäude, die 
teilweise im Überschwemmungsgebiet liegen, sind in den Detailkarten ebenfalls farblich 
hervorgehoben. 

(2) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im Überschwemmungsgebiet ge-
legenen Grundstücke berühren die festgesetzten Grenzen des Überschwemmungsgebiets 
nicht. 

 
§ 3 

 
Bauleitplanung, Errichten und Erweiterung baulicher Anlagen 

 
(1) Für die Ausweisung von neuen Baugebieten und die Errichtung oder Erweiterung baulicher 

Anlagen gilt § 78 Abs. 1 bis 3 WHG. 
 

(2) Ein hochwasserangepasstes Errichten von Gebäuden im Sinn des § 78 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 
WHG ist gegeben, wenn nur Räume, die vollständig über dem beim Bemessungshochwas-
ser zu erwartenden Wasserstand (HW100-Linie) liegen, als Aufenthaltsräume genutzt wer-
den und bautechnische Nachweise darüber vorgelegt werden, dass auch bei Hochwasser 
Auftriebs- und Rückstausicherheit sowie die Dichtheit und Funktionsfähigkeit, einschließlich 
der Entwässerung, gewährleistet sind; die Nachweise müssen von einem nach Art. 62 der 
Bayerischen Bauordnung (BayBO) Berechtigten erstellt werden.  

 
§ 4 

 
Sonstige Vorhaben 

 
(1) Für sonstige Vorhaben nach § 78 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 3 bis 7 und Nr. 9 WHG gilt § 78 Abs. 4 

WHG. 
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(2) Die Zulassung nach § 78 Abs. 4 Satz 1 WHG gilt als erteilt, wenn für das Vorhaben eine 
Anlagengenehmigung nach Art. 20 BayWG erteilt wurde und dabei die Voraussetzungen 
des § 78 Abs. 4 Satz 1 WHG geprüft wurden. In der Anlagengenehmigung ist die Erteilung 
der Zulassung nach § 78 Abs. 4 Satz 1 WHG auszusprechen. 

 
§ 5 

 
Weitergehende Bestimmungen 

 
Die Neuerrichtung von Anlagen zum Lagern von wassergefährdenden Stoffen ist verboten, 
wenn der Lagerraum ganz oder teilweise unterhalb der HW100-Linie liegt. Bestehende Heizöl-
verbraucheranlagen in Gebäuden, die ganz oder teilweise im Geltungsbereich dieser Verord-
nung liegen und die nicht den Anforderungen nach § 9 Abs. 4 der Anlagenverordnung – VawS 
entsprechen, sind innerhalb von zwei Jahren nach dem [Datum des Inkrafttretens dieser Ver-
ordnung] nachzurüsten; eine Anordnung nach § 25 Abs. 1 VAwS ist nicht erforderlich. 
 

§ 6 
 

Antragstellung 
 
Mit dem Genehmigungsantrag nach § 78 Abs. 3 Satz 1 WHG sind für bauliche Anlagen in ent-
sprechender Anwendung der für Bauvorhaben geltenden Bestimmungen der Bayerischen 
Bauordnung die zur Beurteilung erforderlichen und geeigneten Unterlagen vorzulegen. Vorla-
gepflichten nach der Verordnung über Pläne und Beilagen in wasserrechtlichen Verfahren 
(WPBV) vom 13. März 2000 (GVBl S. 156, zuletzt geändert durch Verordnung vom 27. Juli 
2009 GVBl S. 376) bleiben unberührt. 

 
§ 7 

 
Ausnahmen zu § 5 

 
(1) Das Landratsamt Amberg-Sulzbach kann von den Verboten und Beschränkungen des § 5 

eine Befreiung erteilen, wenn der Hochwasserschutz nicht oder nur unwesentlich beein-
trächtigt ist oder überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit dies erfordern. 

(2) Die Befreiung kann mit Inhalts- und Nebenbestimmungen verbunden werden und bedarf 
der Schriftform. Die Befreiung ist widerruflich. 

(3) Im Fall des Widerrufs kann das Landratsamt Amberg-Sulzbach vom Grundstückseigentü-
mer verlangen, dass der frühere Zustand wiederhergestellt wird, sofern es das Wohl der 
Allgemeinheit, insbesondere der Schutz vor Hochwassergefahren, erfordert. 

 
§ 8 

 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 
Amberg-Sulzbach in Kraft.  
 
Landratsamt Amberg-Sulzbach 
Amberg, den 22.09.2014 
gez. 
Richard Reisinger 
Landrat 
 
Anlage (Übersichtslagepläne) 
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